
Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 
17. Dezember 2009 — Europäische Kommission/ 

Königreich Belgien 

(Rechtssache C-120/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
1999/31/EG — Abfalldeponien — Begriffe „Untertagedepo­
nie“, „Deponiegas“ und „Eluat“ — Verpflichtung, Aus­
löseschwellen festzulegen, ab denen von einer bedeutsamen 
schädigenden Auswirkung einer Deponie auf die Grundwas­
serqualität ausgegangen werden kann — Nichtumsetzung in­
nerhalb der vorgeschriebenen Frist in Bezug auf die Region 

Wallonien) 

(2010/C 51/18) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
M. van Beek und J.-B. Laignelot) 

Beklagter: Königreich Belgien (Prozessbevollmächtigter: 
T. Materne) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Unvollständige Um­
setzung von Art. 2 Buchst. f, j und k sowie Anhang III Punkt 4 
C der Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 
über Abfalldeponien (ABl. L 182, S. 1) in wallonisches Recht 
— Begriffe „Untertagedeponie“, „Deponiegas“ und „Eluat“ — 
Verpflichtung, Auslöseschwellen festzulegen, ab denen von einer 
bedeutsamen schädigenden Auswirkung der Deponie auf die 
Grundwasserqualität ausgegangen werden kann 

Tenor 

1. Das Königreich Belgien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 
über Abfalldeponien verstoßen, dass es nicht für die Umsetzung 
der Art. 2 Buchst. f, j und k sowie von Anhang III Punkt 4 C 
dieser Richtlinie in Bezug auf die Region Wallonien gesorgt hat. 

2. Das Königreich Belgien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 141 vom 20.6.2009. 

Beschluss des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 
9. November 2009 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Tribunale Amministrativo Regionale del Lazio — Italien) 
— Roche SpA (C-450/07), Federazione nazionale unitaria 
dei Titolari di Farmacia italiani (Federfarma) 
(C-451/07)/Agenzia Italiana del Farmaco (AIFA), Ministero 

della Salute 

(Verbundene Rechtssachen C-450/07 und C-451/07) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Richtlinie 
89/105/EWG — Transparenz von Maßnahmen zur Regelung 
der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den menschlichen 

Gebrauch — Art. 4 — Preisstopp — Preissenkung) 

(2010/C 51/19) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale del Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Roche SpA (C-450/07), Federazione nazionale uni­
taria dei Titolari di Farmacia italiani (Federfarma) (C-451/07) 

Beklagte: Agenzia Italiana del Farmaco (AIFA), Ministero della 
Salute 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunale Amministrativo Re­
gionale del Lazio — Auslegung von Art. 4 Abs. 1 und 2 der 
Richtlinie 89/105/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 
betreffend die Transparenz von Maßnahmen zur Regelung der 
Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den menschlichen Ge­
brauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen Krankenver­
sicherungssysteme (ABl. 1989, L 40, S. 8) — Arzneimittel, die 
einem Preisstopp unterliegen — Bei einer etwaigen Preissenkung 
anzuwendende Modalitäten 

Tenor 

1. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 89/105/EWG des Rates vom 21. 
Dezember 1988 betreffend die Transparenz von Maßnahmen zur 
Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den mensch­
lichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen Kranken­
versicherungssysteme ist dahin auszulegen, dass, sofern die in dieser 
Bestimmung vorgesehenen Anforderungen eingehalten werden, die 
zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats Maßnahmen von all­
gemeiner Tragweite, die in der Senkung der Preise aller Arznei­
mittel oder bestimmter Arzneimittelkategorien bestehen, erlassen 
können, auch wenn dem Erlass dieser Maßnahmen kein Preisstopp 
vorausgegangen ist. 

2. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 89/105 ist dahin auszulegen, dass, 
sofern die in dieser Bestimmung vorgesehenen Anforderungen ein­
gehalten werden, Maßnahmen zur Senkung der Preise aller Arz­
neimittel oder bestimmter Arzneimittelkategorien über mehrere 
Jahre hinweg mehrmals pro Jahr erlassen werden können.
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3. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 89/105 ist dahin auszulegen, dass er 
dem Erlass von Maßnahmen zur Kontrolle der Preise aller Arznei­
mittel oder bestimmter Arzneimittelkategorien anhand von Aus­
gabenschätzungen nicht entgegensteht, sofern die in dieser Bestim­
mung vorgesehenen Anforderungen eingehalten werden und die 
Schätzungen auf objektive und nachprüfbare Daten gestützt sind. 

4. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 89/105 ist dahin auszulegen, dass es 
Sache der Mitgliedstaaten ist, unter Wahrung des mit dieser Richt­
linie verfolgten Transparenzziels und Einhaltung der in Art. 4 
Abs. 1 vorgesehenen Anforderungen die Kriterien festzulegen, an­
hand deren die Überprüfung der gesamtwirtschaftlichen Lage im 
Sinne dieser Bestimmung zu erfolgen hat, und dass diese Kriterien 
in den Arzneimittelausgaben allein, in den gesamten Gesundheits­
ausgaben oder in anderen Arten von Ausgaben bestehen können. 

5. Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 89/105 ist dahin auszulegen, dass 

— die Mitgliedstaaten stets vorsehen müssen, dass ein von einem 
Preisstopp oder einer Preissenkung für alle Arzneimittel oder 
bestimmte Arzneimittelkategorien betroffenes Unternehmen 
eine Abweichung von dem durch diese Maßnahmen vor­
geschriebenen Preis beantragen kann, 

— sie sicherzustellen haben, dass eine begründete Entscheidung 
über jeden derartigen Antrag ergeht, und 

— die konkrete Beteiligung des betroffenen Unternehmens zum 
einen darin besteht, dass es die besonderen Gründe für seinen 
Antrag auf Abweichung hinreichend darlegt, und zum anderen 
darin, dass es zusätzliche Einzelangaben macht, falls die An­
gaben zur Begründung des Antrags unzureichend sind. 

( 1 ) ABl. C 297 vom 8.12.2007. 

Beschluss des Gerichtshofs vom 24. November 2009 — 
Landtag Schleswig-Holstein/Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften 

(Rechtssache C-281/08 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Nichtigkeitsklage — Zugang zu Dokumen­
ten — Parteifähigkeit eines regionalen Parlaments) 

(2010/C 51/20) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Landtag Schleswig-Holstein (Prozessbevoll­
mächtigte: Privatdozentin S. R. Laskowski und Professor 
J. Caspar) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften (Prozessbevollmächtigte: P. Costa de Oliveira und 
B. Martenczuk) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts erster Instanz 
(Zweite Kammer) vom 3. April 2008, Landtag Schleswig Hol­
stein/Kommission (T-236/06), mit dem das Gericht die Klage 
auf Nichtigerklärung der Entscheidungen der Kommission vom 
10. März und 23. Juni 2006, mit denen dem Kläger der Zugang 
zum Dokument SEK (2005) 420 vom 22. März 2005 verwei­
gert wurde, das eine rechtliche Würdigung des im Rat diskutier­
ten Entwurfs eines Rahmenbeschlusses über die Vorratsspeiche­
rung von in Verbindung mit der Bereitstellung öffentlicher elek­
tronischer Kommunikationsdienste verarbeiteten und auf­
bewahrten Daten oder von in öffentlichen Kommunikationsnet­
zen vorhandenen Daten für die Zwecke der Vorbeugung, Er­
mittlung, Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten einschließ­
lich Terrorismus enthält, als unzulässig abgewiesen hat — Par­
teifähigkeit eines regionalen Parlaments — Anspruch auf recht­
liches Gehör — Begriff der „juristischen Person“ in Art. 230 
Abs. 4 EG 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Der Landtag Schleswig-Holstein trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 260 vom 11.10.2008. 

Beschluss des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 
9. November 2009 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Tribunale Amministrativo Regionale del Lazio — Italien) 
— A. Menarini — Industrie Farmaceutiche Riunite Srl, 
FIRMA Srl, Laboratori Guidotti SpA, Menarini 
International Operations Luxembourg SA, Istituto 
Lusofarmaco d’Italia SpA, Malesi Istituto 
Farmacobiologico SpA/Ministero della Salute, Agenzia 

Italiana del Farmaco (AIFA) 

(Rechtssache C-353/08) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Richtlinie 
89/105/EWG — Transparenz von Maßnahmen zur Regelung 
der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den menschlichen 
Gebrauch — Art. 4 Abs. 1 — Preisstopp — Preissenkung) 

(2010/C 51/21) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale del Lazio
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